
1594 Gesetzblatt Teil I Nr. 63 — Ausgabetag: 26. September 1990

7. gutachterliche Tätigkeit,
8. Wahrnehmung von Aufgaben in der medizinischen Be­

treuung.
Die Wahrnahme von Aufgaben in Einrichtungen der Wissen­
schaftsförderung, die überwiegend aus staatlichen Mitteln 
finanziert werden, kann auf Antrag des Professors zur dienst­
lichen Aufgabe erklärt werden, wenn dies mit der Erfüllung 
seiner übrigen Aufgaben vereinbar ist.

§48
Berufungsvoraussetzungen für Professoren

(1) Die Berufung ist an das Vorhandensein einer entspre­
chenden Professorenstelle gebunden.

(2) Als Professor kann berufen werden, wer die allgemei­
nen Einstellungsvoraussetzungen erfüllt und mindestens nach­
weist:

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium,
2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Erfahrun­

gen in der Lehre oder Ausbildung nachgewiesen wird,
3. besondere Befähigung zur wissenschaftlichen Arbeit, die 

in der Regel durch die Qualität einer Promotion nach­
gewiesen wird, oder besondere Befähigung zur künstle­
rischen Arbeit und

4. darüber hinaus je nach Anforderungen des Berufungs­
gebietes
a) zusätzliche wissenschaftliche (Absatz 3) oder zusätz­

liche künstlerische Leistungen oder
b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Ent­

wicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Metho­
den in einer mindestens fünfjährigen beruflichen 
Praxis, von der mindestens drei Jahre außerhalb des 
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen.

(3) Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach 
Absatz 2 Punkt 4 Buchstabe а sind in der Regel durch eine 
Promotion В bzw. Habilitation oder eine gleichwertige wis­
senschaftliche, technische oder künstlerische Leistung nach­
zuweisen.

(4) Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahr­
nehmung erziehungswissenschaftlicher oder fachdidaktischer 
Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, soll nur berufen 
werden, wer eine dreijährige Schulpraxis nachweist. Profes­
soren an Fachhochschulen und Professoren für Fachhochschul­
studiengänge an anderen Hochschulen müssen die Einstel­
lungsvoraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 4 Buchstabe b erfül­
len, in besonders begründeten Ausnahmefällen können solche 
Professoren berufen werden, wenn sie die Einstellungsvor­
aussetzungen nach Absatz 2 Nr. 4 Buchstabe а erfüllen.

§49

Ausschreibung

Stellen für Professoren sind öffentlich auszuschreiben. Die 
Ausschreibung muß Art und Umfang der zu erfüllenden Auf­
gaben enthalten. Der zuständige Minister kann die Art und 
Weise der Ausschreibung regeln.

§ 50
Berufung von Professoren

(1) Professoren werden auf Vorschlag der Hochschule vom 
zuständigen Minister berufen. Über die Berufung wird eine 
Urkunde ausgestellt.

(2) Der Berufungsvorschlag hat mindestens die Namen von 
drei Kandidaten in einer Reihenfolge zu enthalten. Enthält 
der Berufungsvorschlag Namen von Kandidaten, die an der 
selben Hochschule hauptberuflich tätig sind, so bedarf dies 
einer gesonderten Begründung. Der Berufungsvorschlag kann 
Namen von Hochschullehrern enthalten, die sich nicht be­
worben haben. Der zuständige Minister ist an die im Beru­
fungsvorschlag genannte Reihenfolge der Namen nicht ge­

bunden. Beruft der Minister keinen der Kandidaten, ist ein 
neuer Vorschlag einzureichen.

(3) Dem Berufungsvorschlag sind beizufügen:
1. Beschluß des zuständigen Gremiums der Hochschule,
2. für jeden in den Berufungsvorschlag aufgenommenen

Kandidaten
a) drei Gutachten von auf dem Berufungsgebiet ausge­

wiesenen Wissenschaftlern (in der Regel zwei von 
außerhalb der Hochschule),

b) Darstellung des wissenschaftlichen Entwicklungswe­
ges durch den betreffenden Kandidaten,

c) Liste der wissenschaftlichen Arbeiten des Kandidaten,
d) beglaubigte Kopie der Urkunde über den erworbenen 

höchsten akademischen Grad,
e) Personalfragebogen.

Die betreffenden Vertretungen der Studenten und der wis­
senschaftlichen Mitarbeiter können eigene Stellungnahmen 
abgeben.

(4) Die Berufung zum Professor begründet das Arbeits­
verhältnis zwischen dem Professor und der Hochschule.

§51
Hochschuldozenten

(1) Hochschuldozenten sind Hochschullehrer, die selbstän­
dig Aufgaben in Forschung und Lehre bzw. Kunst entspre­
chend der Ausgestaltung ihres Arbeitsverhältnisses wahrneh­
men. Für Hochschuldozenten gelten die Berufungsvorausset­
zungen der Professoren entsprechend.

(2) Für die Ausschreibung und Berufung von Hochschul­
dozenten sind die §§ 49 und 50 analog anzuwenden.

(3) Hochschuldozenten werden künftig für die Dauer von 
6 Jahren berufen.

§52
Abberufung hauptberuflich tätiger 

Hochschullehrer

(1) Die Abberufung beendet das Arbeitsverhältnis des Hoch­
schullehrers mit der Hochschule. Sie wird vom Minister vor­
genommen.

(2) Die Abberufung-von hauptberuflich tätigen Hochschul­
lehrern erfolgt

a) auf Grund eigenen Antrages,
b) bei Invalidität oder Berufsunfähigkeit,
c) bei Erreichen des Rentenalters,
d) bei Wegfall des Berufungsgebietes (Planstelle),
e) bei fehlender Eignung nach grundsätzlicher inhaltlicher

Änderung des Berufungsgebietes,
f) bei schwerwiegender Verletzung der Pflichten.
(3) Die Abberufung erfolgt mit einer Frist von drei Mona­

ten in der Regel zum Ende des Studienjahres.
(4) Bei einer notwendigen Veränderung des Berufungsge­

bietes im Fall einer grundsätzlichen Veränderung des wis­
senschaftlichen Inhalts des zu vertretenden Gebietes ent­
scheidet die Sachkompetenz des Hochschullehrers über das 
Verbleiben auf der jeweiligen Stelle.

(5) Den notwendigen Wegfall eines Berufungsgebietes und 
notwendige Veränderungen des Berufungsgebietes von Hoch­
schullehrern hat die Hochschule nach Beratung in der betref­
fenden Fakultät und im Senat beim Minister in jedem ein­
zelnen Fall zu beantragen. Der Minister entscheidet auf Vor­
schlag einer von ihm eingesetzten unabhängigen Gutachter­
kommission.

(6) Im Rahmen eines Disziplinarverfahrens gegen einen 
Hochschullehrer im Falle des Absatz 2 Buchstabe f kann die 
Hochschule eine Abberufung ohne Einhaltung einer Frist 
beim zuständigen Minister beantragen. Im Falle der frist­
losen Abberufung ist die Berufungsurkunde zurückzugeben.


